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In eigener Sache
Die Zahl der Mitglieder unserer Arbeitsgemeinschaft ist weiter gestiegen. Am 1. April war der bisherige Höchststand von 6320 Mitgliedern erreicht. Über die Vorteile der Mitgliedschaft können Sie sich auf der Internetseite der Arbeitsgemeinschaft informieren. Hier erfahren Sie die Termine der bundesweit angebotenen Fortbildungsveranstaltungen und Sie können  Arbeitshilfen abrufen, die eine wichtige Stütze im Arbeitsalltag der Anwältinnen und Anwälte sind. In dieser Woche wird unter dem Stichwort „Ratgeber“ ein öffentliches Forum im Internet gestartet, in welchem die Verbraucher Fragen an die AG FamR stellen können. Jedes unserer Mitglieder wird Fragen beantworten können und als Mitglied mit seinen Kontaktdaten für die Verbraucher identifizierbar sein, wenn er sich zuvor eingeloggt hat. Dies bietet eine weitere Möglichkeit für unsere Mitglieder, für ihre besondere Fachkunde im Familienrecht zu werben.
Auf dem 59. Deutschen Anwaltstag, der vom 1. bis 3.5.2008 in Berlin stattfindet, ist auch die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht mit einer Veranstaltung (DAT-Fachprogramm S. 30) vertreten. Unter der Überschrift „Freiheit der Lebensformen im Lichte des Artikel 6 GG“, wird nach der Notwendigkeit einer gesetzliche Regelung der nichtehelichen Lebensgemeinschaft gefragt. Die„Zweckehe im Ausländerrecht“ und die Frage, ob wir noch die „ehelichen Lebensverhältnisse“ brauchen, werden diskutiert. (Freitag, 2. Mai, von 14 Uhr bis 17:30 Uhr) Im Anschluss an die Veranstaltung lädt die Arbeitsgemeinschaft um 17:30 Uhr zu ihrem traditionellen Empfang ein. 

Gesetz zur Klärung der Vaterschaft seit dem 1. April 2008 in Kraft
Mit dem neuen Gesetz wurde die Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts vom 13. Februar 2007 erfüllt. (s.a. Pressemitteilung der AG Familienrecht, BVerfG-Pressemitteilung). Damit wird die genetische Feststellung, von wem ein Kind abstammt, unabhängig von der Anfechtung der Vaterschaft ermöglicht. Die ausführliche Pressemitteilung des Bundesjustizministeriums ist in Nr. 3/2008 unserer Zeitschrift Forum Familienrecht abgedruckt. 

Adoptionsrechte gleichgeschlechtlicher Lebenspartner

Die Bundesregierung sieht derzeit keinen Reformbedarf zur Gleichbehandlung von Ehepaaren und gleichgeschlechtlichen Lebenspartnern im Adoptionsrecht. Das geht aus einer Antwort (16/8465) auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion (16/8260) hervor. Die Bundesregierung will die gemeinsame Adoption durch homosexuelle Lebenspartner "solide" und "sozialwissenschaftlich" diskutieren. Deswegen lässt das Bundesjustizministerium die Situation von Kindern in Lebenspartnerschaften untersuchen. Mit einer Gesetzesänderung sei in dieser Legislaturperiode nicht mehr zu rechnen. Dennoch wird das Europäische Adoptionsabkommen nach Einschätzung der Bundesregierung voraussichtlich dieses Jahr überarbeitet. 

Gesetzentwurf zur Prozesskostenhilfe
Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe "Begrenzung der Ausgaben für die Beratungshilfe", die sich im Mai 2006 unter der Federführung von Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt konstituierte, hatte bereits Ende 2007 den "Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Beratungshilferechts" mit einem dazu gehörenden Begleitbericht vorgelegt. Eine Reihe von Landesverbänden des DAV hat im Januar/Februar 2008 nach Aufforderung ihrer jeweiligen Landesjustizministerien zu diesem Gesetzesvorhaben Stellung genommen. 

BVerfG: Keine zwangsweise Durchsetzung der Umgangspflicht
Die Verfassungsbeschwerde eines umgangsunwilligen Vaters, der durch Androhung eines Zwangsgeldes zum Umgang mit seinem Kind gezwungen werden sollte, war erfolgreich. Die Sache wurde zur erneuten Entscheidung an das Oberlandesgericht zurückverwiesen. Ein Kind hat zwar einen verfassungsrechtlichen Anspruch auf die elterliche Sorge und die damit verbundene Pflege und Erziehung. Aber ein Umgang mit dem Kind, der nur mit Zwangsmitteln gegen seinen umgangsunwilligen Elternteil durchgesetzt werden kann, dient in der Regel nicht dem Kindeswohl. Daher ist in solchen Fällen die Zwangsmittelvorschrift des § 33 FGG verfassungskonform dahingehend auszulegen, dass eine zwangsweise Durchsetzung der Umgangspflicht zu unterbleiben hat. Nur wenn es im Einzelfall hinreichende Anhaltpunkte dafür gibt, dass ein erzwungener Umgang dem Kindeswohl dienen wird, kann der Umgang auch mit Zwangsmitteln durchgesetzt werden. Die Entscheidung wird in FF Heft 5-2008 abgedruckt und besprochen werden.

Az 1 BvR 1620/04, Urteil vom 1.4.2008, BVerfG-Pressemitteilung, Pressebericht.

BGH:_Keine einseitige Vermögensbildung

Von dem Vorteil mietfreien Wohnens sind zwar grundsätzlich die infolge des Eigentumserwerbs entstandenen Kosten abzusetzen, weil der Eigentümer nur in Höhe der Differenz günstiger lebt als ein Mieter. Der Tilgungsanteil der Kreditraten des Unterhaltsschuldners kann aber dann nicht mehr einkommensmindernd berücksichtigt werden, wenn der unterhaltsberechtigte Ehegatte nicht mehr von einer mit der Tilgung einhergehenden Vermögensbildung profitiert und anderenfalls eine einseitige Vermögensbildung zu Lasten des Unterhaltsberechtigten vorläge. Nach der Rechtsprechung des BGH kann ein Teil der Tilgung aber als zusätzliche Altersvorsorge berücksichtigt werden und zwar beim Ehegattenunterhalt bis zur Höhe von 4 % des Bruttoeinkommens. Der Bundesgerichtshof hat weiter entschieden, dass von der 50 Jahre alten Klägerin trotz ihrer 15-jährigen Erwerbspause grundsätzlich eine vollschichtige Erwerbstätigkeit verlangt werden kann. 

Az XII ZR 22/06, Urteil vom 5.3.2008, BGH-Pressemitteilung, Urteil demnächst beim BGH unter Entscheidungen. 

BGH: Abänderung eines Unterhaltsurteils auf fiktiver Grundlage
Weil der Unterhaltspflichtige eine gut bezahlte Arbeitsstelle mutwillig aufgegeben hat, ist das Unterhaltsurteil auf fiktiver Grundlage ergangen. Es darf nicht allein deswegen abgeändert werden, weil  der Abänderungskläger behauptet, er genüge seiner Erwerbsobliegenheit, verdiene aber weniger als vorher. Der Kläger muss vielmehr geltend machen, er habe die frühere Arbeitsstelle inzwischen aus anderen Gründen verloren.
Az XII ZR 101/05, Urteil vom 20.2.2008, beim BGH unter Entscheidungen.

BGH: Zugewinnausgleich und Vermögenswert
Im Rahmen des Zugewinnausgleichs ist grundsätzlich auch der Vermögenswert einer freiberuflichen Praxis zu berücksichtigen. Zur Vermeidung einer zweifachen Teilhabe hieran – zum einen durch den Zugewinnausgleich und zum anderen über den Ehegattenunterhalt – ist (neben dem Substanzwert) der good will dadurch zu ermitteln, dass von dem Ausgangswert nicht ein pauschal angesetzter kalkulatorischer Unternehmerlohn, sondern der nach den individuellen Verhältnissen konkret gerechtfertigte Unternehmerlohn in Abzug gebracht wird.
Az XII ZR 45/06, Urteil vom 6.2.2008, beim BGH unter Entscheidungen.

OLG Stuttgart:  Zumutbare Fahrradbenutzung für berufsbedingte Fahrten
Bei gesteigerter Unterhaltspflicht kann es geboten sein, dass der Schuldner berufsbedingte Fahrten von 8 km (einfache Strecke) mit dem Fahrrad zurücklegt, sofern - wie z. B. in ländlicher Gegend - ein hinreichendes Nahverkehrsnetz nicht existiert.

Az 15 WF 229/07, Beschluss vom 12.11.2007.

OLG Bamberg: Kein Versorgungsausgleich für gewalttätigen Ehemann
Auch eheliches Fehlverhalten ohne wirtschaftliche Relevanz kann den Ausschluss des Versorgungsausgleichs rechtfertigen, zum Beispiel bei jahrelanger Gewalttätigkeit des Ehemannes gegenüber der Ehefrau. 

Az 7 UF 177/06, Beschluss vom 23.3.2007

AG Wittenberg: Sorgerecht für Kazim Görgülü
Der nichtverheiratete Vater Kazim Görgülü erhält das Sorgerecht für seinen Sohn, der von der Mutter ohne Wissen des Vaters zur Adoption freigegeben war. In dem Verfahren sind seit 1999 mehr als 50 Urteile und Beschlüsse u. a. des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, des Bundesverfassungsgerichts und des Bundesgerichtshofs ergangen. 

Az  4F 621/07 SO, Einstweilige Anordnung vom 11.02.2008, demnächst abgedruckt in Forum Familienrecht, Heft 5-2008, mit Anmerkung von RA Georg Rixe, Bielefeld.
Zeitschrift Forum Familienrecht
Im aktuellen Heft, Nr. 3-2008, ein Editorial von RAin Ingeborg Rakete-Dombek, Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht: „Justiz in Nöten“. In FF Heft 4, das im April erscheint, ein Interview mit Ministerialdirigentin Dr. Birgit Grundmann, im Bundesjustizministerium zuständig für das Familienrecht. Mit ihr spricht FF-Chefredakteur RA Klaus Schnitzler über „alte und neue Baustellen im Familienrecht“. Außerdem ein Aufsatz von Dr. Regina Bömelburg, RiOLG Köln, über das Schicksal von Unterhaltsansprüchen gem. § 1586 b BGB (Tod des Unterhaltspflichtigen).
http://www.forum-familienrecht.de.

Termine

In den ersten Monaten des Jahres 2008 findet in allen OLG-Bezirken eine Seminarserie zum neuen Unterhaltsrecht statt. Die Termine finden Sie auf der Internet-Seite der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht.
Der 59. Deutsche Anwaltstag in Berlin vom 1. bis 3. Mai 2008 steht unter dem Motto: „Die Anwaltschaft – auf der Seite der Freiheit“. Die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht befasst sich in ihrer  Veranstaltung (DAT-Fachprogramm S. 30) mit der „Freiheit der Lebensformen im Lichte des Artikel 6 GG“ (s.o. „In eigener Sache“). Freitag, 2. Mai, von 14 Uhr bis 17:30 Uhr; im Anschluss an die Veranstaltung lädt die Arbeitsgemeinschaft zu ihrem traditionellen Empfang. 

13. Studienreise nach Griechenland 

Vom 7. Mai bis 14. Mai 2008 Tagung auf der Insel Kos, Hotel Lagas Aegean Village. Thema: „Wirtschaftlicher Erfolg durch qualifizierte Mitarbeiter - Der Rechtsanwalt als Chef und Unternehmer“. Umfangreicher als in den vergangenen Jahren werden neben dem Hauptthema verschiedene Referate über Aktuelles im Familienrecht angeboten, insbesondere zum neuen Unterhaltsrecht. Preis für 5 Tage Fortbildung: 590 €, Hotel und Flug mit Halbpension ab 592 €. Es werden 10 Stunden nach § 15 FAO bestätigt. Programm. Wer jetzt noch teilnehmen will, sollte sich schnell entscheiden. 

Kloster Weltenburg in Kelheim vom 30.5. bis 31.5.2008

Familienrechtliche Ausgleichsysteme im Umbuch – Unterhalt, Zugewinn- und Versorgungsausgleich. Dieses Thema wird in der Geborgenheit des Klosters Weltenburg mit seiner einzigartigen Lage und der viel versprechenden Küche der Klosterschenke behandelt. Programm und Anmeldung
Seminare der AG Familienrecht im DAV, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. 
conventionpartners GmbH, Tel. 0228 - 35 00 441 Fax: 0228 - 35 00 450 
e-mail: info@cp-bonn.de
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
Vorsitzende  des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht im DAV
Für eine Abmeldung aus dem Verteiler wenden Sie sich bitte an die Mitgliederverwaltung des DAV:
Tel. 0 30 / 72 61 52--178 Frau Schuminski
D E U T S C H E R  A N W A L T V E R E I N - Littenstraße 11, 10179 Berlin, Tel.: 0 30 / 72 61 52 -  0,
Fax: 0 30 / 72 61 52 - 1 90, dav@anwaltverein.de <<mailto:dav@anwaltverein.de>>
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